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Volksbegehren Volksanträge, Bürgerbegehren, 
Einwohneranträge und Einwohnerversammlungen,

2.	Eheschließungen unter Teilnahme von nicht mehr 
als 5 Personen; Kinder der Eheschließenden zäh-
len hierbei nicht mit, 

3.	Veranstaltungen im Sinne des § 10 Absatz 4,

4.	im Präsenzbetrieb durchzuführende Prüfungen 
und Prüfungsvorbereitungen, sofern nicht in § 1 f 
etwas Abweichendes geregelt ist,

5.	Veranstaltungen des Studienbetriebs im Sinne des 
§ 13 Absatz 4,

6.	Veranstaltungen im Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe, die im Rahmen von Leistungen oder 
Maßnahmen nach §§ 13, 14, 27 bis 35, 35 a, 41 
sowie §§ 42 bis 42 e mit Ausnahme von § 42 a 
Absatz 3 a des Achten Buches Sozialgesetzbuch  
– Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) – durchge-
führt werden und

7.	zwingend erforderliche und unaufschiebbare Ver-
anstaltungen, die der Aufrechterhaltung des Ar-
beits-, Dienst- oder Geschäftsbetriebs oder der so-
zialen Fürsorge dienen.

§ 1 c

Ausgangsbeschränkungen

(1) Der Aufenthalt außerhalb der Wohnung oder 
sonstigen Unterkunft ist in der Zeit von 5 Uhr bis  
20 Uhr nur bei Vorliegen folgender triftiger Gründe 
gestattet:

  1.	Abwendung einer konkreten Gefahr für Leib, 
Leben und Eigentum,

  2.	Besuch von Veranstaltungen im Sinne des § 10, 
soweit diese nicht nach § 1 b Absatz 2 untersagt 
sind,

  3.	Versammlungen im Sinne des § 11,

  4.	Veranstaltungen im Sinne des § 12 Absätze 1  
und 2,

  5.	Ausübung beruflicher und dienstlicher Tätigkei-
ten, einschließlich der Teilnahme ehrenamtlich 
tätiger Personen an Übungen und Einsätzen von 
Feuerwehr, Katastrophenschutz und Rettungs-
dienst,

  6.	Besuch von Einrichtungen, soweit deren Betrieb 
nicht im Sinne des § 1 d untersagt ist,

  7.	Teilnahme an Ansammlungen, privaten Zusam-
menkünften und privaten Veranstaltungen, so-
weit diese nach § 9 Absatz 1 in Verbindung mit 
§ 1 b Absatz 1 zulässig sind,

  8.	Inanspruchnahme medizinischer, pflegerischer, 
therapeutischer und veterinärmedizinischer Leis-
tungen,

Zweite Verordnung der Landesregierung  
zur Änderung der Corona-Verordnung 

Vom 15. Dezember 2020 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit §§ 28 bis 31 des 
Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert 
worden ist, wird verordnet: 

Artikel 1 

Die Corona-Verordnung vom 30. November 2020 (GBl. 
S. 1067), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
11. Dezember 2020 (am 11. Dezember 2020 notverkün-
det durch öffentliche Bekanntmachung auf der Home-
page des Staatsministeriums unter www.baden-wuert-
temberg.de/corona-verordnung) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

  1.	§ 1 a wird wie folgt gefasst:

	 »Bis einschließlich 10. Januar 2021 gehen die §§ 1 b 
bis 1 h den übrigen Regelungen dieser Verordnung 
und den aufgrund dieser Verordnung sowie den auf-
grund der Corona-Verordnung vom 23. Juni 2020 
(GBl. S. 483), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 17. November 2020 (GBl. S. 1052) geän-
dert worden ist, erlassenen Rechtsverordnungen vor, 
soweit diese abweichende Vorgaben enthalten.«

  2.	Nach § 1 a werden die §§ 1 b bis h eingefügt:

»§ 1 b

Weitergehende Untersagungen und Einschränkungen 
von Ansammlungen und Veranstaltungen

(1) Abweichend von § 9 Absatz 1 sind Ansammlun-
gen, private Zusammenkünfte und private Veranstal-
tungen ausschließlich im nicht-öffentlichen Raum 
erlaubt. Davon ausgenommen ist Sport und Bewe-
gung im Freien mit einer weiteren nicht im selben 
Haushalt lebenden Person oder mit Angehörigen des 
eigenen Haushalts; Kinder der jeweiligen Haushalte 
bis einschließlich 14 Jahre zählen dabei nicht mit. 
§ 9 Absatz 2 bleibt unberührt.

(2) Sonstige Veranstaltungen im Sinne des § 10 Ab-
satz 3 Nummer 2 sind untersagt. Dies gilt nicht für:

1.	notwendige Gremiensitzungen von juristischen 
Personen des privaten und öffentlichen Rechts, 
rechtsfähigen und teilrechtsfähigen Gesellschaften 
und Gemeinschaften, Betriebsversammlungen und 
Veranstaltungen der Tarifpartner, sowie im Sinne 
des § 11 zulässige Nominierungsveranstaltungen 
und für die Parlaments- und Kommunalwahlen er-
forderliche Sammlung von Unterstützungsunter-
schriften für Wahlvorschläge von Parteien, Wäh-
lervereinigungen und Einzelbewerbern sowie für 
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  8.	Begleitung und Betreuung von unterstützungs
bedürftigen Personen und Minderjährigen, insbe-
sondere die Wahrnehmung des Sorge- und Um-
gangsrechts im jeweiligen privaten Bereich,

  9.	Begleitung und Betreuung von sterbenden Perso-
nen und von Personen in akut lebensbedrohli-
chen Zuständen,

10.	unaufschiebbare Handlungen zur Versorgung 
von Tieren sowie Maßnahmen der Tierseuchen-
prävention und zur Vermeidung von Wildschä-
den und

11.	 in der Zeit vom 24. bis 26. Dezember 2020 der 
Besuch von Ansammlungen, privaten Zusam-
menkünften und privaten Veranstaltungen, so-
weit diese nach § 9 Absatz 1 in Verbindung mit 
§ 1 b Absatz 1 zulässig sind und

12. sonstige vergleichbar gewichtige Gründe.

§ 1 d

Weitergehende Betriebsuntersagungen und  
Einschränkungen von Einrichtungen

(1) Der Betrieb aller Einrichtungen nach § 13 Ab-
satz 2 wird für den Publikumsverkehr untersagt. Dies 
gilt nicht für: 

1.	Beherbergungsbetriebe soweit für notwendige ge-
schäftliche, dienstliche Übernachtungen oder in 
besonderen Härtefällen genutzt

2.	das Gastgewerbe, insbesondere Schank- und Spei-
sewirtschaften, einschließlich gastgewerblicher 
Einrichtungen im Sinne des § 25 Absatz 2 Gast-
stättengesetz ausschließlich für den Außer-Haus-
Verkauf sowie Abhol- und Lieferdienste, für die 
Verpflegung im Zusammenhang mit zulässigen 
Übernachtungsangeboten im Sinne von Nummer 3 
sowie gastgewerbliche Einrichtungen und Leis-
tungen im Sinne des § 25 Absatz 1 Gaststätten
gesetz,

3.	Mensen und Cafeterien an Hochschulen und Aka-
demien nach dem Akademiengesetz soweit die 
Ausgabe von Getränken und Speisen ausschließ-
lich zum Mitnehmen und im Rahmen des Außer-
Haus-Verkaufs erfolgt,

4.	Sportanlagen, Sportstätten, Schwimm-, Hallen-, 
Thermal-, Spaßbäder und sonstige Bäder sowie 
Badeseen mit kontrolliertem Zugang soweit eine 
Nutzung ausschließlich für den Reha-Sport, Spit-
zen- oder Profisport erfolgt und

5.	Einrichtungen zur Erbringung medizinisch not-
wendiger körpernaher Dienstleistungen, insbeson-
dere Physio- und Ergotherapie, Logopädie, Podo-
logie und medizinischer Fußpflege.

Der Betrieb von Sportanlagen und Sportstätten im 
Freien ist abweichend von Satz 2 Nummer 4 für den 

  9.	Begleitung und Betreuung von unterstützungs
bedürftigen Personen und minderjährigen Perso-
nen, insbesondere die Wahrnehmung des Sorge- 
und Umgangsrechts im jeweiligen privaten Be-
reich,

10.	Begleitung und Betreuung von sterbenden Perso-
nen und von Personen in akut lebensbedrohli-
chen Zuständen,

11.	Handlungen zur Versorgung von Tieren sowie 
Maßnahmen der Tierseuchenprävention und zur 
Vermeidung von Wildschäden,

12.	Besuch von Einrichtungen nach § 1 f zum Zweck 
der Teilnahme an der Notbetreuung,

13.	Prüfungen und Prüfungsvorbereitungen, soweit 
nicht in § 1 f etwas Abweichendes geregelt ist,

14. 	Besuch von Veranstaltungen des Studienbetriebs 
im Sinne des § 13 Absatz 4,

15.	Sport und Bewegung im Freien ausschließlich 
alleine, mit einer weiteren nicht im selben Haus-
halt lebenden Person oder mit Angehörigen des 
eigenen Haushalts; Kinder der jeweiligen Haus-
halte bis einschließlich 14 Jahre zählen dabei 
nicht mit,

16.	notwendige Pflege und Erhaltung von nicht der 
Wohnung oder sonstigen Unterkunft angeschlos-
senen privaten Gartenanlagen, Grünflächen oder 
Grundstücken sowie Brennholzaufbereitung in 
Waldflächen und

17.	sonstige vergleichbar gewichtige Gründe.

(2) In der Zeit von 20 Uhr bis 5 Uhr des Folgetags 
gilt eine erweiterte Ausgangsbeschränkung. Der Auf-
enthalt außerhalb der Wohnung oder sonstigen Un-
terkunft ist in dieser Zeit bei Vorliegen folgender trif-
tiger Gründe gestattet:

  1.	Abwendung einer konkreten Gefahr für Leib, 
Leben und Eigentum,

  2.	Besuch von Veranstaltungen im Sinne des § 10 
Absatz 4,

  3.	Versammlungen im Sinne des § 11,

  4.	Veranstaltungen im Sinne des § 12 Absätze 1  
und 2,

  5.	Ausübung beruflicher und dienstlicher Tätigkei-
ten, einschließlich der Teilnahme ehrenamtlich 
tätiger Personen an Übungen und Einsätzen von 
Feuerwehr, Katastrophenschutz und Rettungs-
dienst

  6.	Besuch von Ehegatten, Lebenspartnern sowie 
Partnern einer nichtehelichen Lebensgemein-
schaft in deren Wohnung oder sonstigen Unter-
kunft,

  7.	Inanspruchnahme medizinischer, pflegerischer, 
therapeutischer und veterinärmedizinischer Leis-
tungen,
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Verkauf von Weihnachtsbäumen an Privatkunden, 
sofern dieser nicht in geschlossenen Räumen stattfin-
det. Zulässig ist ferner die Einrichtung eines Abhol-
service für gewerbliche Kunden und Landwirte, so-
fern für deren ausgeübte Tätigkeit erforderlich.

(5) Wird eine Poststelle oder ein Paketdienst im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 7 zusammen 
mit einem untersagten Einzelhandelsbetrieb oder La-
dengeschäft betrieben, darf der Einzelhandelsbetrieb 
oder das Ladengeschäft, mit Ausnahme von für den 
Brief- und Paketversand erforderlichen Nebenleis-
tungen, nicht betrieben werden, wenn die mit dem 
Betrieb der Poststelle oder dem Paketdienst erwirt-
schafteten Umsätze einschließlich Nebenleistungen 
im Vergleich zu denen, die durch den Verkauf des 
Sortiments des untersagten Einzelhandelsbetriebs 
oder Ladengeschäfts erwirtschaftet werden, eine un-
tergeordnete Rolle spielen.

(6) Der Außer-Haus-Verkauf von Speisen und Ge-
tränken ist ausschließlich zur Mitnahme gestattet; 
Bereiche zum Verzehr vor Ort sind zu schließen.

(7) Einzelhandelsbetrieben und Märkten ist die 
Durchführung besonderer Verkaufsaktionen, die ei-
nen verstärkten Zustrom von Menschenmengen er-
warten lassen, untersagt. 

§ 1 e

Alkohol- und Pyrotechnikverbot

(1) Der Ausschank und Konsum von Alkohol ist im 
öffentlichen Raum verboten. Die Abgabe von alko-
holhaltigen Getränken ist nur in verschlossenen Be-
hältnissen erlaubt.

(2) Das Abbrennen pyrotechnischer Gegenstände ist 
im öffentlichen Raum verboten.

§ 1 f

Einstellung des Betriebs an Schulen, Kindertages­
einrichtungen und Kindertagespflegestellen

(1) Bis zum Ablauf des 10. Januar 2021 sind 

1.	der Unterrichtsbetrieb in der Präsenz sowie die 
Durchführung außerunterrichtlicher und anderer 
schulischer Veranstaltungen an den öffentlichen 
Schulen, Schulkindergärten, Grundschulförder-
klassen und den entsprechenden Einrichtungen in 
freier Trägerschaft, 

2.	der Betrieb von Kindertageseinrichtungen sowie 
Kindertagespflege und 

3.	der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässli-
chen Grundschule, flexiblen Nachmittagsbetreuung, 
Horte sowie Horte an der Schule 

untersagt. Das Kultusministerium und das Sozial
ministerium können zur Durchführung abschluss
relevanter Prüfungsteile Ausnahmen zulassen.

Freizeit- und Amateurindividualsport allein, zu zweit 
oder mit den Angehörigen des eigenen Hausstands 
zulässig, soweit es sich um weitläufige Außenanla-
gen handelt und keine Nutzung von Umkleiden und 
anderen Aufenthaltsräumen oder Gemeinschaftsein-
richtungen erfolgt.

(2) Der Betrieb von Sonnenstudios sowie Hunde
salons-, Hundefriseuren und ähnlichen Einrichtun-
gen der Tierpflege wird untersagt.

(3) Der Betrieb von Einzelhandel, Ladengeschäften 
und Märkten mit Ausnahme von Lieferdiensten, ein-
schließlich solcher des Online-Handels, wird unter-
sagt. Von der Untersagung sind ausgenommen: 

  1.	der Einzelhandel für Lebensmittel und Getränke 
einschließlich Direktvermarktern, Metzgereien, 
Bäckereien und Konditoreien, 

  2.	Wochenmärkte im Sinne des § 67 GewO,

  3.	Ausgabestellen der Tafeln,

  4.	Apotheken, Reformhäuser, Drogerien, Sanitäts-
häuser, Orthopädieschuhtechniker, Hörgeräte-
akustiker, Optiker, Babyfachmärkte,

  5.	Tankstellen,

  6.	Poststellen und Paketdienste, Banken und Spar-
kassen sowie Reise- und Kundenzentren zum 
Fahrkartenverkauf im Öffentlichen Verkehr, 

  7.	Reinigungen und Waschsalons,

  8.	der Zeitschriften- und Zeitungsverkauf,

  9.	Verkaufsstätten für Tierbedarf und Futtermittel-
märkte,

10.	der Großhandel,

11.	der Verkauf von Weihnachtsbäumen und

12.	Kraftfahrzeug-, Landmaschinen- und Fahrrad-
werkstätten sowie entsprechende Ersatzteilver-
kaufsstellen.

Wenn Mischsortimente angeboten werden, dürfen 
Sortimentsteile, deren Verkauf nicht nach Satz 2 ge-
stattet ist, verkauft werden, wenn der erlaubte Sorti-
mentsteil überwiegt; diese Stellen dürfen dann alle 
Sortimente vertreiben, die sie gewöhnlich auch ver-
kaufen. Wenn bei einer Stelle der verbotene Teil des 
Sortiments überwiegt, darf der erlaubte Teil allein 
weiterverkauft werden, wenn eine räumliche Abtren-
nung möglich ist. Die Einrichtung eines Abholser-
vice ist den in Satz 2 genannten Betrieben untersagt; 
die Lieferung von Waren bleibt zulässig. Die Öff-
nung von Einkaufszentren und Kaufhäusern ist nur 
für die in Satz 2 genannten Ausnahmen erlaubt. § 13 
Absatz 3 bleibt unberührt.

(4) Baumärkte, Verkaufsstätten für Baustoffe und 
Gartenbaubedarf sowie Verkaufsstätten des Land-
handels werden für den Publikumsverkehr geschlos-
sen. Zulässig sind ausschließlich Lieferdienste, ein-
schließlich solcher des Online-Handels, sowie der 
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derpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren 
sowie Kinder in Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege sofern sie berechtigt sind, an der Not-
betreuung teilzunehmen. Berechtigt zur Teilnahme 
sind Kinder,

1.	deren Teilnahme an der Notbetreuung zur Ge-
währleistung des Kindeswohls erforderlich ist,

2.	deren Erziehungsberechtigte beide

a)	 in ihrer beruflichen Tätigkeit unabkömmlich 
und

b)	 durch diese Tätigkeit an der Betreuung gehin-
dert sind,

3.	die aus sonstigen schwerwiegenden Gründen auf 
eine Notbetreuung angewiesen sind.

Der Unabkömmlichkeit beider Erziehungsberechtig-
ter steht es gleich, wenn eine Person alleinerziehend 
ist und sie die Voraussetzungen nach Nummer 2 er-
füllt. Alleinerziehenden gleichgestellt sind Erzie-
hungsberechtigte dann, wenn die oder der weitere 
Erziehungsberechtigte aus zwingenden Gründen, 
zum Beispiel wegen einer schweren Erkrankung, an 
der Betreuung gehindert ist. 

(5) Die Notbetreuung erstreckt sich in der Regel auf 
den Zeitraum des Betriebs der Einrichtungen, den sie 
ersetzt. Sie findet in der jeweiligen Einrichtung, die 
das Kind bisher besucht hat, durch deren Personal 
und in möglichst kleinen und konstant zusammenge-
setzten Gruppen statt. Ausnahmen hiervon sind nur 
in besonders zu begründenden Fällen zulässig. Vom 
Mindestpersonalschlüssel des § 1 der Kindertages-
stättenverordnung kann in der Notbetreuung abgewi-
chen werden, sofern die Wahrnehmung der Auf-
sichtspflicht dennoch uneingeschränkt möglich ist.

(6) Der Betrieb der Schulmensen und der gemein-
same Verzehr von Speisen durch Schülerinnen und 
Schüler sowie durch das an der Schule tätige Perso-
nal sind im Rahmen der Notbetreuung in möglichst 
konstanten Gruppen unter Wahrung des Abstandsge-
bots von mindestens 1,5 Metern zwischen den Perso-
nen zulässig. Die Tische sind beim Schichtbetrieb 
zwischen den Schichten grundsätzlich zu reinigen.

(7) Ausgeschlossen von der Notbetreuung gemäß 
Absatz 4 sind Kinder, 

1.	die in Kontakt zu einer mit dem Coronavirus infi-
zierten Person stehen oder standen, wenn seit dem 
letzten Kontakt noch nicht 10 Tage vergangen 
sind, soweit die zuständigen Behörden nichts an-
deres anordnen, oder 

2.	die sich innerhalb der vorausgegangenen 10 Tage 
in einem Gebiet aufgehalten haben, das durch das 
Robert Koch-Institut (RKI) im Zeitpunkt des Auf-
enthalts als Risikogebiet ausgewiesen war; dies 
gilt auch, wenn das Gebiet innerhalb von 10 Tagen 
nach der Rückkehr neu als Risikogebiet eingestuft 
wird, oder 

(2) Die Untersagung nach Absatz 1 gilt nicht für 
Schulen am Heim an nach § 28 Landesjugendhilfege-
setz (LJHG) anerkannten Heimen für Minderjährige, 
soweit die Schüler ganzjährig das Heim besuchen, 
sowie Sonderpädagogische Bildungs- und Bera-
tungszentren mit Internat, die ganzjährig geöffnet 
sind. Die Untersagung gilt ferner nicht für Pflege-
schulen, Schulen für Gesundheitsfachberufe, Fach-
schulen für Sozialwesen, Schulen für Tätigkeiten im 
Rettungsdienst und Weiterbildungs- und Fortbil-
dungsstätten der Pflege- und Gesundheitsfachberufe 
im Geschäftsbereich des Sozialministeriums und des 
Kultusministeriums; der Unterricht soll auf Fernun-
terricht umgestellt werden. Prüfungen können statt-
finden. Das Kultusministerium kann Ausnahmen von 
Absatz 1 für die Sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren mit den Förderschwerpunkten 
emotionale und soziale Entwicklung, Sehen, Hören, 
geistige Entwicklung, Lernen, körperliche und moto-
rische Entwicklung, Schülerinnen und Schüler in län-
gerer Krankenhausbehandlung sowie die entspre-
chenden Einrichtungen des frühkindlichen Bereichs 
zulassen, sofern und soweit dies aufgrund des beson-
deren Förder- und Betreuungsbedarfs erforderlich ist.

(3) An die Stelle des Präsenzunterrichts tritt der 
Fernunterricht ausschließlich für Schülerinnen und 
Schüler

1. der Klassenstufe 9 der Hauptschule, Werkreal-
schule, Realschule und Gemeinschaftsschule, die 
im Schuljahr 2020/2021 die Abschlussprüfung ab-
legen,

2. der Klassenstufe 10 der Hauptschule, Werkreal-
schule, Realschule und Gemeinschaftsschule, die 
im Schuljahr 2020/2021 die Abschlussprüfung ab-
legen 

3. der Klassenstufe 10 in zieldifferenten inklusiven 
Bildungsangeboten, die sich auf ein nahtlos an-
schließendes Bildungsangebot vorbereiten,

4. der Jahrgangsstufen 1 und 2 des allgemein bilden-
den Gymnasiums, des beruflichen Gymnasiums 
und der Gemeinschaftsschule,

5. der Abschluss- und Prüfungsklassen der berufli-
chen Schulen im Geschäftsbereich des Kultusmi-
nisteriumS. Klassen der einjährigen Berufsfach-
schule, des einjährigen Berufskollegs für Sozial-
pädagogik, der einjährigen Berufskollegs BK I, 
des Berufskollegs Ernährung und Erziehung und 
des Dualen Berufskollegs Fachrichtung Soziales 
sowie Klassen der berufsvorbereitenden Bildungs-
gänge gelten nicht als Abschlussklassen.

(4) Ausgenommen von der Untersagung nach Ab-
satz 1 sind Schülerinnen und Schüler an Grundschu-
len, Grundschulförderklassen, Schulkindergärten, 
den Klassenstufen 5 bis 7 der auf der Grundschule 
aufbauenden Schulen, aller Klassenstufen der Son-
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  3.	Die Überschrift von § 2 wird wie folgt gefasst: 

»Allgemeine Abstandsregel«

  4.	§ 2 Absatz 4 wird ersatzlos gestrichen.

  5.	§ 3 Absatz 1 Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

	 »in Arbeits- und Betriebsstätten sowie Einsatzorten 
und«.

  6.	§ 9 wird wie folgt gefasst:

§ 9

Ansammlungen, private Zusammenkünfte  
und private Veranstaltungen

(1) Ansammlungen, private Zusammenkünfte und 
private Veranstaltungen sind nur gestattet 

1.	mit Angehörigen des eigenen Haushalts,

2.	mit Angehörigen des eigenen und eines weiteren 
Haushalts sowie Verwandten in gerader Linie, je-
weils einschließlich deren Ehegatten, Lebenspart-
nern, Partnern einer nichtehelichen Lebensge-
meinschaft, mit insgesamt nicht mehr als fünf Per-
sonen; Kinder der jeweiligen Haushalte bis ein-
schließlich 14 Jahre zählen dabei nicht mit, 

3.	in der Zeit vom 24. bis 26. Dezember 2020 alter-
nativ zu Nummer 2 mit Angehörigen des eigenen 
Haushalts und vier weiteren Personen aus dem 
engsten Familienkreis; Kinder der jeweiligen 
Haushalte bis einschließlich 14 Jahre zählen dabei 
nicht mit. Als engster Familienkreis gelten Ehe-
gatten, Lebenspartner und Partner einer nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaft sowie Verwandte in 
gerader Linie, Geschwister, Geschwisterkinder 
und deren jeweilige Haushaltsangehörige. In pri-
vaten Härtefällen darf eine der in Satz 1 genannten 
vier Personen von außerhalb des engsten Famili-
enkreises stammen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Ansammlungen, die der 
Aufrechterhaltung des Arbeits-, Dienst- oder Ge-
schäftsbetriebs, der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung oder der sozialen Fürsorge dienen.«

  7.	§ 13 Absatz 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

	 »3. Reisebusse im touristischen Verkehr, Beherber-
gungsbetriebe und sonstige Einrichtungen, die Über-
nachtungsangebote gegen Entgelt anbieten, mit Aus-
nahme von notwendigen geschäftlichen, dienstlichen 
Übernachtungen oder in besonderen Härtefällen,«

  8.	In § 13 Absatz 2 Nr. 6 und 7 wird »Spitzen- und Pro-
fisport« ersetzt durch »Spitzen- oder Profisport«.

  9.	In § 15 Absatz 2 wird »1 a« ersatzlos gestrichen.

10. § 19 wird wie folgt gefasst:

»§ 19

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 a Num-
mer 24 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

3.	die typische Symptome einer Infektion mit dem 
Coronavirus, namentlich Fieber, trockener Husten, 
Störung des Geschmacks- oder Geruchssinns, auf-
weisen.

(8) Ein Zutritts- und Teilnahmeverbot besteht in den 
Fällen von Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 nicht, sofern 
nach den Bestimmungen der CoronaVO Absonde-
rung eine Pflicht zur Absonderung nicht oder nicht 
mehr besteht.

§ 1 g

Beschränkungen von Veranstaltungen  
von Religions-, Glaubens- und Weltanschauungs­
gemeinschaften zur Religionsausübung sowie von 

Veranstaltungen bei Todesfällen

(1) Während Veranstaltungen von Religions-, Glau-
bens- und Weltanschauungsgemeinschaften zur Reli-
gionsausübung sowie Veranstaltungen bei Todes
fällen im Sinne des § 12 Absätze 1 und 2 ist der Ge-
meindegesang in geschlossenen Räumen untersagt. 
Die Besucher haben während der Veranstaltung eine 
nicht-medizinische Alltagsmaske oder eine vergleich-
bare Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. § 3 Absatz 2 
gilt entsprechend.

(2) Die Teilnahme an Veranstaltungen im Sinne des 
§ 12 Absatz 1 ist nur nach vorheriger Anmeldung zu-
lässig, sofern es auf Grund der erwarteten Besucher-
zahlen zur Auslastung der räumlichen Kapazitäten 
kommen wird. Die Vorgaben des § 6 sind hierbei ein-
zuhalten.

§ 1 h

Einschränkungen für Krankenhäuser, Einrichtungen 
für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 

und ambulante Pflegedienste

(1) Der Besuch in Krankenhäusern und stationären 
Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unter-
stützungsbedarf ist nur nach vorherigem negativem 
Antigentest oder mit einem Atemschutz, welcher die 
Anforderungen der DIN EN 149:2001 (FFP2) oder 
eines vergleichbaren Standards erfüllt, zulässig.

(2) Das Personal von stationären Einrichtungen für 
Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
sowie von ambulanten Pflegediensten, hat einen 
Atemschutz, welcher die Anforderungen der DIN EN 
149:2001 (FFP2) oder eines vergleichbaren Standards 
erfüllt, zu tragen. Darüber hinaus ist das Personal 
zwei Mal pro Woche durch die Einrichtungen oder 
den Pflegedienst mit einem Antigentest zu testen.«
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stuttgart, den 15. Dezember 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Strobl	 Sitzmann

	 Dr. Eisenmann	 Bauer

	 Untersteller	 Dr. Hoffmeister-Kraut

	 Lucha	 Hauk

	 Wolf	 Hermann

		  Erler

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 15. Dezember 
2020 durch öffentliche Bekanntmachung des Staats­
ministeriums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkün­
dungsgesetzes und trat damit gemäß Artikel 2 der Ver­
ordnung am 16. Dezember 2020 in Kraft.

  1. 	entgegen § 1 b Absatz 1 im öffentlichen Raum an 
einer Ansammlung oder an einer privaten Zu-
sammenkunft teilnimmt oder eine private Veran-
staltung abhält,

  2.	entgegen § 1 b Absatz 2 eine sonstige Veranstal-
tung abhält,

  3.	entgegen § 1 c Absatz 1 oder 2 sich außerhalb der 
Wohnung aufhält,

  4.	entgegen § 1 d Absätze 1 bis 6 eine Einrichtung 
betreibt, 

  5.	entgegen § 1 d Absatz 7 in Einzelhandelsbetrie-
ben und Märkten besondere Verkaufsaktionen 
durchführt,

  6.	entgegen § 1 e Absatz 1 Alkohol im öffentlichen 
Raum ausschenkt oder konsumiert,

  7.	entgegen § 1 e Absatz 2 pyrotechnische Gegen-
stände im öffentlichen Raum abbrennt,

  8.	entgegen § 1 h Absatz 1 keinen Atemschutz trägt,

  9.	entgegen § 2 Absatz 2 zu anderen Personen den 
Mindestabstand von 1,5 Metern nicht einhält,

10.	entgegen § 3 Absatz 1 keine Mund-Nasen-Bede-
ckung trägt,

11.	entgegen § 6 Absatz 5 als Anwesende oder An-
wesender unzutreffende Angaben zu Vorname, 
Nachname, Anschrift, Datum der Anwesenheit 
oder Telefonnummer macht,

12.	entgegen § 9 Absatz 1 an einer Ansammlung teil-
nimmt oder eine private Veranstaltung abhält,

13.	entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, § 12 Absatz 1 
Satz 2 oder § 12 Absatz 2 Satz 2 eine Veranstal-
tung abhält, 

14.	einem Zutritts- oder Teilnahmeverbot nach § 10 
Absatz 1 Satz 2, § 12 Absatz 1 Satz 3, § 12 Ab-
satz 2 Satz 3 oder § 14 Sätze 2 oder 5 zuwider-
handelt,

15.	entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 oder § 14 Satz 3 
Arbeitsschutzanforderungen nicht einhält,

16.	entgegen § 10 Absatz 3 Satz 1 eine Veranstaltung 
abhält,

17.	entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 nicht auf die Ein-
haltung der Abstandsregel nach § 2 hinwirkt,

18.	entgegen § 13 Absätze 1 oder 2 eine Einrichtung 
betreibt oder

19.	entgegen § 14 Satz 1 Einrichtungen, Angebote 
oder Aktivitäten betreibt oder anbietet.«

11.	§ 21 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 10. Januars 
2021 außer Kraft.«

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.


